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j^ndeskanzler Helmut Kohl: 

Unser Land kann die 
Belastung verkraften 
&est 8Ute Gelegenheit für eine nüchterne 
UgLtandsaufnähme zehn Jahre nach der Über- 

Ifohl   °n der Mitte nat Bundeskanzler Helmut 
Ko ^e.^er Regierungsverantwortung durch die 

ani 25. November die Debatte über den 
^deshaushalt 1993 genannt und die Frage 
Hu an geknüpft: Was ist jetzt notwendig für 

V, 
Land? 

rUn       'kt für mich eine der zentralen Herausforde- 
^ &e n in den kommenden Jahren. 

°!"ran ' der • n§!ge Aufgabe nach wie vor: die Vollendung 
K. 'nneren Einheit Deutschlands. Helmut Kohl: lesbl< 

n8en 

Wi  Cn J^u^)au Ost noch wirksamer unterstützen zu 
l\x\tn Und den Standort Deutschland auch für die 
Sp   n   attraktiv zu halten, seien einschneidende 
st^^ßnahmen unerläßlich, die auch in Besitz- 
es   e eingreifen werden, aber auch Einnahmever- 
iibp^^gen; und das heißt, daß die Entscheidung 
l9g5 f*ne notwendige Steuererhöhung zum 1. Januar 
[Y   bereits sehr bald getroffen werden müsse. 

w eutsche Volkswirtschaft erwirtschafte jährlich 
s0| J" als 3.000 Milliarden D-Mark. Angesichts einer 
UnSe 

en Leistungskraft stehe außer Zweifel, daß 
Land diese Belastung verkraften kann. 

^sh°"en Wortlaut der Rede des Bundeskanzlers in der 
% *ltsdebatte, in der Helmut Kohl alle wichtigen aktu- 
iftl 9rü behandelt, bringen wir als Dokumentation 

nen Teil der nächste Ausgabe des UiD.) 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Schmerz und Trauer dürfen nicht 
zu unbesonnenen Reaktionen führen 
Generalsekretär Peter Hintze 
erklärte zu den Äußerungen von 
Ralph Giordano: 
Die schrecklichen Morde von Mölln 
durch rechtsextremistische Terrortäter 
erfüllen die CDU Deutschlands mit 
Abscheu und Sorge. Durch diese schreck- 
liche Tat haben Extremisten Staat und 
Bürger erneut herausgefordert. Staat und 
Gesellschaft müssen sich gegen diesen 
Anschlag zur Wehr setzen, schnell, konse- 
quent, aber auch mit der nötigen Beson- 
nenheit. Polizei, Verfassungsschutz und 
Justiz müssen die Täter verfolgen, ergrei- 
fen und hart bestrafen und darüber hin- 
aus den Extremismus in seinen Ansätzen 
zerstören. 
Die Zivilcourage jedes einzelnen ist 
gefordert. Bei Ausfällen gegenüber Aus- 
ländern durch Worte und durch Taten 
darf niemand mehr zur Seite schauen. 
Nur wenn Staat und Gesellschaft zusam- 
menstehen, können wir den bösen Anfän- 
gen wehren. 
Schmerz und Trauer dürfen jedoch nicht 

zu unbesonnenen Reaktionen führen. 
Der Schmerz über die bösen Ereignisse^ 
darf weder unsere Gefühle noch unsere 
Verstand irreleiten. Verfehlte Schuldzu- 
weisungen sind kein Beitrag zur Probie 
lösung. 
Die Angriffe von Ralph Giordano auf 
den Bundeskanzler sind unerträglich u 
entbehren jeder Grundlage. Bundeskafl 
ler Helmut Kohl steht für eine entschlo 
sene Bekämpfung jeglicher Form des 
Extremismus. Er tritt für ein tolerantes 
und weltoffenes Deutschland ein. 
Anderslautende Vorwürfe sind auch 
durch Schmerz und Trauer nicht zu en ' 
schuldigen. 
Jetzt kommt es darauf an, daß die Deni 
kraten zusammenstehen und das extre 
stische Unwesen ein für alle Mal bann 
Es ist an der Zeit, nochmals deutlich D> 
machen, daß rechtsextremistische GruP 
pierungen und Parteien der Nährbode 
sind, auf dem die extremistische Sa.at, 
Gewalt aufgeht. Bürger und Staat ^ ^ 
gefordert, diesen Nährboden auszu«"0 j 
nen. 

Bundesvorstand zur Mordtat von Mölln 
Die CDU ist über die abscheuliche 
Mordtat von Mölln erschüttert und 
verurteilt sie aufs schärfste. Diese 
schreckliche Gewalttat muß mit 
höchstem Einsatz aufgeklärt und 
mit aller Schärfe des Gesetzes ver- 
folgt werden. Die Verbrecher gehö- 
ren so schnell wie möglich hinter 

Schloß und Riegel. Polizei und Ver- 
fassungsschutz müssen allen extre- 
mistischen Bestrebungen ein ver- 
stärktes Augenmerk widmen und s» 
im Keim ersticken. Bei uns lebende 
Ausländer müssen vor allen Form 
gewalttätiger Übergriffe wirksam 
geschützt werden. 
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^HSdesfinanzminister Theo Waigel: 

Zusätzliche Maßnahmen gibt es nur 
"ei zusätzlichen Einsparungen 
a 

Se«" Haushalt ist vollständig und 
^glichen. Wer aus wünschenswer- 
*usätzlichen Maßnahmen „Haus- 

H^K    
cner" konstruiert, verwischt die 

die k1 Zusammenhänge und zerstört 

lieh ?riffliche K,arheit- Wir können 

t^j, ^über die gemeinsamen Aufgaben 
W  Uss>cht auf Erfolg diskutieren, 
gf   • •«•cm einmal aie emiaciieii UIIU 
be 

njJ«egenden Haushaltsdefinitionen 
achtet werden. 

ju 
atzHche Maßnahmen zugunsten der 

Qiw " Bundesländer — wie wir sie im rund 
rbt 

satz beschlossen haben — gibt es 
is. ei zusätzlichen Einsparungen. Das 
tie ^Ser Verständnis eines ausgegliche- 
^ Haushalts. 
j^ahlt wird mit dem Rotstift", wie der 
V> ^sP°ndent des Bonner General- 
?lltr

e'gers, Peter Veite, letzte Woche 
e'fend und trefflich formulierte. 

Sbliche 
bj

aushaltsaufstellung 
be    

0rderung der SPD, die Haushalts- 
Schn Un8en zu verschieben, gehört fast 
''chk-ZUr R°utme- ^cn möcnte Sie herz- 
Verp Uten, diese Aufforderungen zum 
den assungsbruch künftig zu unterlassen, 
&eSet

lm Artikel 110 Absatz 2 des Grund- 

\ h   heißt es kHpp und k,ar: ,,Der 

W    'tsP,an wlTd für e'n °^er mehrere 
lleCLnun8sjahre ... vor Beginn des ersten 
set2 f

nungsjahres durch das Haushaltsge- 
We 

est8estellt." 
\f Wlr uns dem Grundgesetz unter- 
es *• ' können wir nicht immer alles, 

Cn später an Veränderungen ergibt, 

im pünktlich vorgelegten Haushaltsgesetz 
berücksichtigen. Die SPD hat es sich da 
in ihrer Regierungszeit leichter gemacht. 
Sie hat das Risiko nachträglicher Ände- 
rungen so weit wie möglich ausgeschlos- 
sen, indem sie in 13 Jahren nur einmal 
ein Haushaltsgesetz pünktlich verkündet 
hat. Bei Ihnen war der Bundeshaushalt 
schon der Nachtragshaushalt. Das 
Anpassungsrisiko ging gegen Null, wenn 
das Haushaltsgesetz erst am Ende des 
laufenden Haushaltsjahres — wie zum 
Beispiel im Jahr 1972 — verkündet 
wurde. 

Anpassung an ökonomische 
Datenänderungen notwendig 
Die Opposition wirft uns auch vor, wir 
hätten früher auf die Veränderung der 
wirtschaftlichen Daten reagieren müssen. 

Aus der Rede des Bundes- 
finanzministers anläßlich der 
zweiten Beratung des 
Bundeshaushalts 1993 am 
24. November 1992 im Deut- 
schen Bundestag 

Dazu will ich nur die folgenden Fakten 
nennen: 
• Im Sommer, als der Regierungsentwurf 
für den Haushalt 1993 vorgelegt wurde, 
ging die OECD noch von einem realen 
Wachstum des Bruttosozialprodukts im 
Jahr 1993 von 2,3 Prozent in West- 
deutschland aus. 
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• Im August dieses Jahres schätzte die 
Bundesbank den Zuwachs auf zwei Pro- 
zent. 
• Der Internationale Währungsfonds 
rechnete noch in seinem World Econo- 
mic Outlook vom Oktober mit einem 
Wachstumsgewinn für Westdeutschland 
von ebenfalls zwei Prozent. 

Nun haben die Experten ihre Prognosen 
deutlich nach unten revidiert, und wir 
haben daraufhin unseren Haushalt ent- 
sprechend angepaßt. Das ist ein normaler 
Vorgang. 

Haushaltsvollständigkeit und Haushalts- 
wahrheit werden nicht durch die Existenz 
besonderer Finanzierungsinstrumente in 
Frage gestellt, die im Zusammenhang mit 
der Deutschen Einheit genutzt wurden. 
Die Länder, insbesondere die SPD-Län- 
der, hätten sicherlich nicht auf der 
Errichtung des „Fonds Deutsche Einheit" 
bestanden, wenn sie darin die Gefähr- 
dung existentieller Haushaltsprinzipien 
gesehen hätten. 

Im übrigen liegen alle Verschuldungs- 
und Defizitzahlen der Sondervermögen 
klar auf dem Tisch. Sie werden nicht ver- 
steckt und nicht verheimlicht, sondern 
zum Beispiel in allen Antworten auf par- 
lamentarische Anfragen der SPD oder 
der Grünen nüchtern ausgewiesen. 

Haushaltsvollzug 
besser als Haushaltsplanung 
Mit unserer Finanzpolitik halten wir uns 
exakt an unsere eigene Planung. Unter 
den sieben großen Industrieländern war 
Deutschland nach einer aktuellen Über- 
sicht der OECD in den Jahren 1990 und 
1991, also unmittelbar nach der Wieder- 
vereinigung, das einzige Land, das seine 
geplanten Haushaltsdefizite im Vollzug 
noch deutlich unterschritt. 
Auch im Jahr 1993 wird die Kreditauf- 
nahme mit 43 Milliarden DM noch unter 

dem Betrag liegen, der im Ursprung^ 
Finanzplan mit rund 45 Milliarden D^ 
vorgesehen war. Jetzt erweist es sich a 
richtig, im Frühjahr geschätzte Steuer- 
mehreinnahmen in erster Linie zur 
Absenkung der Kreditaufnahme zu ve ' 
wenden und so ein Risikopolster zu 
schaffen, auf das wir jetzt zurückgren 
können. 

Maßnahmen 
für Ostdeutschland innerhalb 
eines engen Haushaltsrahroe0 

Der Bundeshaushalt 1993 enthält all«^. 
scheidungsreifen Antworten auf die a 
eilen Herausforderungen. Dabei isteS^$ 
gelungen, die vorgesehene Steigerung 
Ausgabenvolumens von 2,5 Prozent a 
den Punkt einzuhalten. Rechnet man 
Durchleitung des Länderanteils an & 
Mehrwertsteuerfinanzierung des Fon 
„Deutsche Einheit" und die Umschic 
tung der Einkommenshilfe für die L* 
Wirtschaft von der Einnahme- auf d^   . 
Ausgabenseite ab, weist der BundesH 
halt 1993 überhaupt keine Zunahme 
mehr auf. 
Mit der vorgegebenen Ausgabenste'g 
rung haben wir unser — schon in de 
Eckwertebeschlüssen vom Mai — *e 

legtes Konsolidierungsziel trotz uim3 

sender externer Datenänderungen 
erreicht. Insgesamt wurden gegenüt»    * 
dem alten Finanzplan Einsparungen   ^ 
Umschichtungen mit einem Volumen 
13 Milliarden DM verwirklicht. 
Das Ausgabenwachstum liegt deuth   ^ 
unter dem erwarteten nominalen An 
des Bruttosozialprodukts von gutv,e 

Prozent. 
Die Bundesausgaben werden 1993 u   ^ 
rund zwei Prozentpunkte geringer i 
men, als beim Durchschnitt der Bun 
länder. Damit ist der Bundeshaus*^. 
Maßstab und Meßlatte für die K-O"^, 
dierungsaufgaben in anderen Berei 
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^fassendes Programm 
£* Unterstützung 
es Aufschwungs im Osten 

jje 
rch den Einsatz des im Haushalt 

^ eits reservierten Betrages für Ost- 
^"tschland in Höhe von 1,5 Milliarden 
5    Und zusätzlicher einschneidender 
M Maßnahmen sollen der wirtschaftli- 
|| Aufschwung in den jungen Bundes- 
hd C^n' ^er Ausbau der Infrastruktur 
Li   .le Verbesserung der Wohnungsver- 
gei Illsse noch wesentlich stärker voran- 
aü/

acht werden. Die Koalition hat sich 
r- ein Maßnahmenpaket mit einem 
de ^tvolumen von über zwölf Milliar- 
ljc, ^M verständigt. Durch diese zusätz- 
SCL  .Wirtschaftshilfe wollen wir die noch 
öü  

lerige Aufbauphase in den jungen 
a^..  sländern soweit wie möglich 
per 

rzen und zusätzliche Beschäftigungs- 
,   Pektiven erreichen. 

•He*.   emen sm(* ^ie folgenden Maßnah- 
gesehen: 

oSj. •*v'üung der Investitionszulage für LSebi 
te1d Ütscne Unternehmen des verarbei- 
2o pen Gewerbes und des Handwerks auf 
Du .°2ent — begrenzt auf eine Million 
*„  je Betrieb. Gesamtvolumen bis 1997: 
I   «Hch rund zehn Milliarden DM. 
lautliche Aufstockung des Verpflich- 
g^rahmens für die Gemeinschaftsauf- 
|\. "Regionale Wirtschaftsstruktur". 

Sri» 
kirn     gerung des Eigenkapitalhilfepro- 
%tlriS ^ür Existenzgründer in Ost- 
l^uland. 
f(ir ^ eiterung des Verfügungsrahmens 
ÖM eJJ Wohnungsbau auf 800 Million« lD 

ionen 
V°i"ha 1C ^tte' sollen zur Privatisierung 
\sf" (*ener Wohnungen, für die Eigen- 
%>P°

rclerung und für den Städtebau 
l^tzt werden. 
sien,n

St°ckung des Wohnraummoderni- 
ljürdegsProgramms der KfW auf 30 Mil- 
dem ~~ auc^ für den Erwerb von 

luuiswohnungen. 

• Zusätzlich 200 Millionen DM für indu- 
strienahe Forschung. 
Wir werden dieses Maßnahmepaket jetzt 
unmittelbar konkret in Angriff nehmen 
und vor allem über die notwendigen Ein- 
sparungen entscheiden, die einen voll- 
ständigen finanziellen Ausgleich erbrin- 
gen müssen. 
Durch unseren Vorschlag für einen Nach- 
tragshaushalt wird weder der Anstiegs- 
winkel bei den Ausgaben — 2,5 Prozent 
— noch die Kreditaufnahme — 43 Milli- 
arden DM — verändert. 
Den entscheidenden Zusammenhang zwi- 
schen Einsparungen und zusätzlicher 
Wirtschaftsförderung hat der frühere 
Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland, Helmut Schmidt, anläßlich 
der einigen Kollegen von der SPD sicher- 
lich noch gegenwärtigen Fraktionssitzung 
am 30. Juni 1982 eindrucksvoll beschrie- 
ben. Vor dem Hintergrund der anhalten- 
den Rezession und explodierender 
Arbeitslosenzahlen machte Helmut 
Schmidt deutlich: 
„Einige haben bemängelt, daß in diesem 
Pakt nicht genug getan werde zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. Ich 
sage denen, dies ist leider wahr. Wer 
mehr tun will, muß in die Geld- und 
Sozialleistungen tiefer einschneiden, als 
es in dem Kompromißpaket von mir vor- 
geschlagen ist." 
Weiter heißt es bei Helmut Schmidt: 
„Von den beiden Möglichkeiten scheitert 
die eine, es nämlich durch höhere Kredit- 
aufnahme zu finanzieren, an mir. Ich 
könnte das nicht verantworten. Die 
zweite scheitert an Euch: 

Denn wer mehr für die beschäftigungs- 
wirksamen Ausgaben des Staates tun will, 
muß noch tiefer als hier vorgeschlagen, in 
die Sozialleistungen reinschneiden." 
Wozu es der sozial-liberalen Bundesregie- 
rung unter Helmut Schmidt an Kraft 
fehlte, können wir erreichen. • 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Wichtige Industrien in den neuen 
Bundesländern erhalten 
Auf einer Pressekonferenz im Konrad- 
Adenauer-Haus hat Generalsekretär 
Peter Hintze nach einer Bundesvor- 
standssitzung am 23. November eine 
Klausurtagung des Bundesvorstandes 
am 14./15. Januar angekündigt, auf 
der die politische Arbeitsplanung für 
1993 vorgenommen werden soll. Das 
Jahr 1993 soll vorrangig der Diskus- 
sion des neuen Grundsatzprogramms 
dienen. 

Der Bundesvorstand hat sich 
auf seiner Montagssitzung sehr 
ausführlich mit der Asylfrage 
beschäftigt. 

Peter Hintze: Der Bundeskanzler hat 
klargestellt, daß CDU und CSU diese 
Frage selbstverständlich nur gemeinsam 
angehen und auch nur gemeinsam lösen 
werden. 
Bundesinnenminister Seiters und der 
Fraktionsvorsitzende Schäuble haben für 
ihre Position, die dem Parteitagsbeschluß 
unseres Düsseldorfer Parteitages ent- 
spricht, bei den anstehenden Verhandlun- 
gen mit der SPD die uneingeschränkte 
Unterstützung des Bundesvorstandes 
erhalten. 
Peter Hintze: Der Bundesvorstand hat 
seiner Hoffnung Ausdruck gegeben, daß 
die SPD zu einer wirksamen Änderung 
des Grundgesetzes bereit ist. Aus Sicht 
der CDU ist entscheidend, daß eine Ver- 
fassungsänderung zustande kommt, die 
dem Staat wirksame Instrumente gegen 
den Asylmißbrauch in die Hand gibt. 

Eine unverzügliche Rückführung von 
Asylbewerbern bei offensichtlich unt>e' 
gründeten Anträgen muß möglich wer- 
den. Dafür müssen die rechtlichen 
Grundlagen geschaffen werden. . 

Der Vorstand hat sich weit# 
mit dem Solidarpakt bescW 
tigt. Der Bundesminister it*1 

Kanzleramt, Friedrich Bob» 
hat dazu einen Zwischenbß' 
rieht gegeben. ^ 

Peter Hintze: Der Solidarpakt hat z**x 

wichtige Ziele: zum einen die Förder 
des weiteren Aufbaus Ost und zum a 
ren die Stabilisierung der Konjunktur 
West. Insgesamt geht es um die Siche- 
rung des Standortes Deutschland in e 

konjunkturell schwierigeren Situatm 
Folgende wesentliche Elemente wur 
angesprochen: 
• Lohnsteigerungen im kommenden 
Jahr, die sich im Rahmen des volks^ 
schaftlich Vertretbaren bewegen. DaS .^ 
bedeutet einen langsameren Lohnan 
West und eine langsamere Lohnanp 
sung Ost, ^„. 
• eine Industriepolitik für die neuen    j, 
der, die die industriellen Kerne Ost e 
und unterstützt, 
• Verbesserung der Wohnraumförde 

rung, ul1d 
• Ausbau der Mittelstandsförderung^. 
Möglichkeiten zur Stärkung der kom 
nalen Investitionskraft. y 

Hierzu gibt es viele Einzelmaßnahm 
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ftt kostenwirksame und kostenwirk- 
c,   e —, die zwischen den unterschiedli- 

en Partnern Bund, Ländern und 
. feinden, den politischen Parteien, 

Zeitgebern und Gewerkschaften ver- 
gärt werden sollen. 

^ ~en Maßnahmen, die nicht kosten- 
rksam sind, gehört ein Artikelgesetz, 
s das Bundeskabinett beabsichtigt, in 

k'ner Sitzung am 2. Dezember 1992 im 
b  wUrf zu verabschieden. Es geht um 
re 

Schleunigung verschiedener Verfah- 
sarten, insbesondere auf dem Bausek- l°r. DE 

licht 
'azu kommen Maßnahmen, die ein 
unerhebliches zusätzliches Finanz- 

^ unien erfordern. Zu deren Finanzie- 
•   8 stehen Bereiche auf dem Prüfstand, 
t   

enen Einsparungen und Umschich- 
ve *=en vorzunehmen sind, in denen Sub- 
.  llonen und Leistungsgesetze überprüft 

len können. 

Der Bundesvorstand hat sich 
schließlich mit dem Einsatz 
der Bundeswehr im Rahmen 
der Vereinten Nationen 
beschäftigt. 

Peter Hintze: Der Bundesverteidigungs- 
minister hat seine Position dargelegt, und 
der Bundesvorstand hat sich klar und ein- 
deutig hinter den Bundesverteidigungs- 
minister gestellt. Der Bundesverteidi- 
gungsminister hat deutlich gemacht, daß 
es vor einer weitergehenden Teilhabe der 
Bundeswehr an Maßnahmen der Verein- 
ten Nationen zu einer verfassungspoliti- 
schen Klarstellung kommen muß. 
Ziel ist es, daß die Deutschen mit den 
gleichen Rechten und Pflichten interna- 
tionalen Verpflichtungen nachkommen 
wie die anderen Staaten auch. • 

Unverschämte Herabwürdigung 
^ur Bemerkung des Vorsitzenden 
öes Haushaltsausschusses im Deut- 
schen Bundestag, Rudi Walther 
lvldB (SPD), bei ihm habe sich 
n°ch kein Beamter beschwert, daß 
er sich im Bundesdienst totarbeite, 
•"klärte der innenpolitische Spre- 

cher der CDU/CSU-Bundestags- 
raktion, Erwin Marschewski: 
le in der Diskussion um Stellenstrei- 

chungen bei Bundesbehörden 
fachte Bemerkung des Vorsitzen- 
l^n des Haushaltsausschusses im 
Uei»^^^ Bundestag, Rudi Walther 
) FD), ist eine unverschämte, durch 
einerlei Fakten belegte und belegbare 
erabwürdigung eines ganzen Berufs- 

tandes. 

, er in dieser Weise „argumentiert", 
We'st nicht nur ein distanziertes Ver- 

hältnis zur Realität, sondern auch, daß 
er ein lückenhaftes Gedächtnis hat. 
Denn nicht nur der Niedergang der 
ehemaligen DDR, sondern auch die 
Wiedervereinigung Deutschlands und 
der Aufbau einer rechtsstaatlichen 
Verwaltung in den neuen Ländern 

Lückenhaftes Gedächtnis 

beweisen eindrucksvoll — trotz aller 
noch vorhandenen Schwächen in ein- 
zelnen Bereichen — , daß die Angehö- 
rigen unseres öffentlichen Dienstes 
hoch motiviert und besonders lei- 
stungsfähig sind. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
spricht ihnen dafür besonderen Dank 
aus und weiß sich darin mit der Mehr- 
heit der Bevölkerung einig. 
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Kommunen in den neuen Ländern 
werden Probleme des Auf baus lösen 
Der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister des Innern und 
Aussiedlerbeauftragte der Bundesre- 
gierung, Horst Waffenschmidt, hat 
sich in seiner Rede anläßlich der Jah- 
restagung des Deutschen Landkreista- 
ges am 12. November 1992 in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler auch mit den Pro- 
blemen der Gemeinden in den neuen 
Bundesländern beschäftigt: 

Die Kommunen in den neuen Ländern 
werden die Probleme des Aufbaus lösen. 
Sie sind Motoren in einem sich ständig 
beschleunigenden Investitionsprozeß. 
Die breite Palette von Förderungsmaß- 
nahmen, insbesondere die auf kommuna- 
ler Ebene wirksamen Ansätze des 
Gemeinschaftswerks Aufschwung Ost, 
d. h. die Mittel für das kommunale Inve- 
stitionsprogramm, den kommunalen Stra- 
ßenbau und öffentlichen Personennah- 
verkehr, den Wohnungs- und Städtebau, 
das Sonderprogramm „Regionale Wirt- 
schaftsförderung", die Zuweisungen für 
Umweltschutz-Sofortmaßnahmen sowie 
die kommunalen Kreditprogramme 
haben den notwendigen Spielraum für 
investive Maßnahmen der Kommunen 
geschaffen. Damit wird der Zweck des als 
Initialzündung gedachten Gemeinschafts- 
werks Aufschwung Ost weitgehend 
erfüllt. 
Auch mittelfristig konnte die Finanzaus- 
stattung der neuen Länder und ihrer 
Kommunen substantiell gestärkt werden: 
• Insgesamt werden den neuen Ländern 
für 1992 bis 1994 über 33 Mrd. DM 
zusätzlich zugeführt. 
Allein der Fond „Deutsche Einheit" wird 
für die genannten Jahre um gut 31 Mrd. 
DM aufgestockt und damit verstetigt. An 

diesen Mitteln werden die Kommunen 
bekanntlich mit 40 Prozent beteiligt- 
• Die Fortschreibung der zusätzlichen 
Leistungen des Bundes nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz 
bis 1995 kommt den Kommunen aller 
Länder zugute. 1992 bis 1995 stellt der 
Bund für diesen Zweck insgesamt KV 
Mrd. DM zur Verfügung. 
• Die Erhöhung des Umsatzsteuerante»s 

der Länder für 1993 und 1994 um zwe> 
Prozentpunkte bedeutet für alle Lande* 
eine erhebliche Aufstockung der frei v 
fügbaren Mittel. 
Neben den beachtlichen finanziellen *» 
feleistungen ist aber auch die geleistet 

In den neuen Bundesländern arbeiten 9 
genwärtig rund 27300 Beamte sowie ^ 
schäftigte Im öffentlichen Dienst aus Wes

g' 
deutschland. Am 1. Oktober dieses Ja"* 
waren 16900 Mitarbeiter aus Bundes^ 
hörden, 8400 Angehörige des öffentlie"^ 
Dienstes und mehr als 2000 Bedlens*e 

aus den Kommunen für den VerwaltunÖ 
aufbau in Ostdeutschland tätig. 

personelle Verwaltungshilfe hervorzun 
ben, da die Verfügbarkeit qualifizierte11 

Verwaltungspersonals für den Aufbau 
der Verwaltungen in den neuen Lände 
eine besondere Rolle spielt. 
Der Bund flankiert den Personaltranst*ef 

durch Personalkostenzuschüsse an di 
Kommunen in den neuen Ländern. " 
stehen in diesem Jahr 168 Mio. DM Z

U 

Verfügung. Dieser Personalkostenzu- 
schuß des Bundes für die Kommunen 
bisher in über 2.000 Fällen in Anspmcng 
genommen worden. 
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j^jnhard Göhner: 

Wir brauchen ein neues Verständnis 
von Wohlstand und Wachstum 
j r dem Unternehmertag 92 des Bun- 

undVerbandes des Deutschen Groß" 
y " Außenhandels e.V. erklärte der 
b atzende der Grundsatzprogramm- 
Jj ^mission, Reinhard Göhner, Parla- 
& frischer Staatssekretär beim 
ta? esn,inister der Justiz, in einer 

*e 2uni Thema „Recht und Umwelt 
$c>  trangulieren wir die Marktwirt- 
K 

aft?" unter anderem: 

* soziale Marktwirtschaft muß zu einer 
J^ogischen und Sozialen Marktwirt- 
Jjf} l" weiterentwickelt werden. Zu den 
trjj^.1*11 Markt, Wettbewerb und Leistung 
säbr    ökologische Dimension: Gründ- 
er   lcn muß jeder einzelne — sei es als 
|^0 

uzent oder Konsument — die 
(jrh.en für seine Inanspruchnahme von 
A;   " nn 

elt selbst tragen. Das ist Dreh- und 
S0?. Punkt einer Ökologischen und 
Vn Marktwirtscnaft- wir werden 
Schn ann e^e*ct've Anreize zu umwelt- 
tyjr 

nendem Verhalten schaffen, wenn 
\ Ü ökologisch ehrlichen Preisen kom- 

\t ,snei*ige Umweltrecht basiert noch 
das ?

e"end auf einem Ordnungsrecht, 
iii^p^nen Prinzipien aus dem Polizei- 

O^L ünderts stammt. Wir haben das 
k\^u rdnungsrecht des vergangenen 
t.^ünderts stammt. Wir haben das 
Uve!trecnt in den ,etzten Jahren fort- 

riß      * und einen ökol°giscnen Ord- 
lu Jpar>men für unsere Wirtschaftsord- 
Schaft?.eschaffen und damit marktwirt- 
^rn    ne Mechanismen in den Dienst 
^ch mWelt gestellt. Wir werden zwar 
Vte

2Ukünftig Ge- und Verbote, Grenz- 
te! des

Und den Stand der Technik als Mit- 
Urriweltrechtes brauchen; zukünf- 

tig müssen wir aber stärker als bisher die 
Kräfte und Steuerungsmechanismen der 
Marktwirtschaft einsetzen, um einen 
schonenden Umgang mit Umwelt und 
Natur zu erreichen. 

Dazu gehören z. B. eine abgasbezogene 
Kfz-Steuer, Abschreibungsvergünstigun- 
gen für umweltentlastende Investitionen 
ebenso wie Abgaben zur Vermeidung von 
Abfällen, Treibhausgasen und Schadstof- 
fen. Dazu gehören auch das neue 
Umwelthaftungsrecht und ein Angebot 
an Kompensationslösungen, um vorgege- 
bene Umweltziele kostengünstig und 
betrieblich flexibel zu verwirklichen. 

Mit den anspruchsvollen Umweltschutz- 
anforderungen nimmt die Bundesrepu- 
blik Deutschland weltweit eine Spitzen- 
position ein. Wir müssen uns aber im 
Zusammenhang mit der Sicherung des 
Standortes Deutschland fragen, ob Wir 
mit der gesetzlichen Regelungs- und Ver- 
ordnungsflut die Kräfte des Marktes 
überfordern. Dabei geht es weniger um 
die materiellen Anforderungen des 
Umweltrechts als vielmehr um die Dauer 
der Genehmigungsverfahren. 

Sogar bei Maßnahmen, die der Verbesse- 
rung des Umweltschutzes dienen, sind 
die Genehmigungsverfahren in aller 
Regel viel zu lang. Nicht der hohe Stan- 
dard deutscher Umweltgesetzgebung 
wirkt auf Investoren abschreckend, son- 
dern die Länge der Genehmigungsverfah- 
ren. Dies ist aber von entscheidender 
unternehmerischer Bedeutung für den 
Kampf um Märkte und Innovationen. 
Wer jahrelang auf Genehmigungen war- 
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Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost 
läuft planmäßig 

Zur Umsetzung des Gemeinschafts- 
werks Aufschwung Ost erklärte 
Finanzminister Theo Waigel: 

Das Gemeinschaftswerk Aufschwung 
Ost läuft weiterhin planmäßig. Am 
31. Oktober 1992 waren Aufträge in 
Höhe von rund 10,9 Milliarden DM 
vergeben. Damit ist das gesamte zur 
Verfügung stehende Mittelvolumen 
von 11,6 Milliarden DM bereits zu 
94 Prozent ausgeschöpft. Rund acht 
Milliarden DM davon sind bereits 
abgeflossen, das sind fast 70 Prozent 
der Gesamtsumme. 

Die Bundesregierung hat heute (19. 
November) Umschichtungen in Höhe 
von 48,5 Millionen DM beschlossen. 
25 Millionen DM sind für zusätzliche 
strukturverbessernde Maßnahmen im 
Chemiedreieck Bitterfeld vorgesehen- 
Sie sollen bereits laufende Vorhaben 
in diesem Gebiet, wie Abwasseranla- 
gebau, Wirtschaftsfördermaßnahmen 
und angewandte Forschungsvorhaben 
verstärken. 
Weitere 23,5 Millionen DM fließen 
zusätzlich in Hochschulinstandsetzun- 
gen und Projekte bei wirtschaftsnahen 
Forschungseinrichtungen. 

ten muß, bevor er produzieren kann, hat 
keine Chance auf den Weltmärkten. 
Wir müssen die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu einem Modernisierungs- 
schub auch im Umweltrecht nutzen. Für 
die neuen Bundesländer gibt es im 
Umwelt- und Verkehrsrecht bereits 
Erleichterungen und Verfahrensverkür- 
zungen. Das Umweltrecht hat die Auf- 
gabe, die Umwelt zu schützen. Ein zu 
kompliziertes Rechtssystem mit langwie- 
rigen Verfahren und anschließenden 
mehrjährigen Rechtsstreitigkeiten über 
mehrere Instanzen bewirkt jedoch viel- 
fach das Gegenteil. 
Die Bundesregierung hat deshalb einen 
Maßnahmenkatalog zur Beschleunigung 
und Vereinfachung von Genehmigungs- 
verfahren beschlossen. Vorgesehen sind 
Änderungen des Immissionsschutz-, des 
Naturschutz- und Abfallrechts. 
Darüber hinaus trete ich dafür ein, den 
Rechtsschutz gegen Planungsentschei- 
dungen zu überprüfen. Im Verkehrsrecht 

haben wir eine richtungsweisende An 
rung beschlossen, wonach nur noch el 

Gerichtsinstanz gegen Planfeststellung 
entscheidungen beim Neubau von Bu 
desfernstraßen in den neuen Bundesl 
dem möglich ist. Denn es hilft der f 
Umwelt nicht, wenn über viele Jahre u 
Genehmigungen in mehreren Instanz 
gestritten wird. 

Wir brauchen für die Zukunft ein neuj 
Verständnis von Wohlstand und WaC. 
turn. Wachstum kann nicht mehr allßl 

als die Mehrung materieller Güter un 
Dienstleistungen definiert werden wen" 

die Inanspruchnahme von Umwelt un 
die Aufnahme ökologischer Hypothek 
außer acht gelassen werden. Auch oe   .g. 
Wohlstand wird künftig nicht allein m 
riell verstanden werden können. Ejne 

gesunde und lebenswerte Umwelt ist 
Bestandteil von Wohlstand; eine Wo 
Standsmehrung in diesem Sinne setzt ^ 
nicht eine Vermehrung von Einkorn*1»   j 
Gütern oder Dienstleistungen voraus- 
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Erhöhte Steuerfreistellung für 
^genannte Grenzsteuerzahler 
L .^'nJigung von Bund und Ländern 
fre;     Übergangsregelung „steuer- 
nd ^x*stenzminimum" erklärte 

^esfinanzminister Theo Waigel: 

W   lnanzminister des Bundes und der 
Verhaben am l9- November 1992 
V\Ü ^0mProrniß über eine kurzfristige 
*en ri

a'tungsregelung zu den Konsequen- 
te R

er Grundfreibetragsentscheidung 
der  

Undesverfassungsgerichts gebilligt, 
La,Jf einem Beschluß der Steuerabtei- 
^s ft        °"er obersten Finanzbehörden 

Undes und der Länder beruht. 

des 'l ist es nach intensiven Beratungen 
Fac, ündesfinanzministeriums mit den 
\j0 

leuten der Länder schon rund einen 
^chi*nach Bekanntgabe des Gerichts- 
Vf KSes gelungen, Konsens über das 
% R-   n bei"1 Lohnsteuerabzug und 
I99-V lnkommensteuervorauszahlungen 

2u erzielen. % 
deinen: 

«rf. 
ach der Entscheidung des Bundes- 

l992uSUn8sgerichts vom 25. September 
sleHü     künftig eine erhöhte Steuerfrei- 
k   ng für sogenannte Grenzsteuerzah- 
fen^

erfo|gen; d. h. dem Steuerpflichti- 
gen l!1^ die „Erwerbsbezüge" zu belas- 
°ri 

le unter dem am Sozialhilferecht 
*W lerten Existenzminimum liegen. Zu 

I? Erwerbsbezügen gehören nach der •Stfr. 
%e    nen Vereinbarung neben dem 
ren Nichtigen Arbeitslohn und ande- 
W^Uerlichen Einkünften u. a. Lohn- 
te1 e,stungen, pauschal besteuerter 
*bsJ

tsl°hn und Rentenbezüge. Sonder- 
!SÜns..

reibungen und andere Steuerver- 
^to-J^gen mindern das „Erwerbsein- 

s men" nicht. 
er,n diese Erwerbsbezüge das für 

1993 mit 12.000/19.000 DM (Ledige/Ver- 
heiratete) typisierte Existenzminimum 
übersteigen, ist künftig Einkommensteuer 
zu entrichten. 

2. Der Kompromiß verändert nicht den 
Einkommensteuer-Reformtarif 1990 
(linear-progressiver Tarif)- Die Verbesse- 
rungen für „Niedrig-Verdiener" erfolgen 
in einem besonderen Verfahren außer- 
halb des Steuertarifs: 
a) Für den Lohnsteuerabzug 1993 werden 
zusätzliche Lohnsteuer-Tabellen für die 
sogenannte Grenzsteuerzahler herausge- 
geben, bei denen zur Vereinfachung nur 
einige Korrekturen des steuerrechtlichen 
Einkommens erfolgen. Nach den Krite- 
rien des Gerichtsbeschlusses nicht 
gerechtfertigte Entlastungen im Lohn- 
steuerverfahren werden bei der Einkom- 
mensteuer-Veranlagung 1993 korrigiert, 
teilweise auch bereits bei den Einkom- 
mensteuer-Vorauszahlungen. 
Ein spezielles Kontrollverfahren für die 
Veranlagung der betroffenen Steuer- 
pflichtigen soll aus verwaltungsökonomi- 
schen Gründen unterbleiben. Jedoch 
wird die Anwendung der Zusatztabelle 
auf der Lohnsteuerkarte gekennzeichnet. 
Die Arbeitnehmer sollen ein beratendes 
Merkblatt erhalten. 
b) Für die Einkommensteuer-Vorauszah- 
lungen werden grundsätzlich bereits alle 
dem Finanzamt bekannten Erwerbsbe- 
züge berücksichtigt. 

3. Der Kompromiß führt zu Steuermin- 
dereinnahmen in einer Größenordnung 
von insgesamt rund zwei Mrd. DM 
(Bund/Länder/Gemeinden); der Bundes- 
anteil von 850 Mio. DM ist im Bundes- 
haushalt 1993 berücksichtigt. • 
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Mobilität ist unverzichtbar 
Der Bundesfachausschuß 
Verkehrspolitik der CDU hat 
auf seiner letzten Sitzung 
10 Thesen zum Verkehrswege- 
plan 92 verabschiedet: 

These 1: Mobilität ist unverzichtbar. 
Unsere arbeitsteilige Wirtschaft und vor 
allem das gewaltige Aufbauwerk in Ost- 
deutschland brauchen die Mobilität von 
Menschen und Gütern. Wirtschafts- 
wachstum und Verkehrswachstum kön- 
nen wir nicht entkoppeln; die Verkehrs- 
politik ist aber gefordert, das Verkehrs- 
wachstum besser als bisher auf alle Ver- 
kehrsträger zu verteilen. 
Unser verkehrspolitisches Konzept heißt 
deshalb, die Mobilität verkehrsträger- 
übergreifend in einem Gesamtverkehrssy- 
stem zu sichern. Wir wollen durch Ord- 
nungs- und Investitionspolitik zielorien- 
tiert die Zusammenarbeit der Verkehrs- 
träger fördern und die Voraussetzungen 
für ein überproportionales Wachstum bei 
den umweltfreundlicheren Verkehrsträ- 
gern wie Eisenbahn und Binnenschiffahrt 
schaffen. 

Die Infrastruktur und die 
Verkehrsabwicklung müssen umweltge- 
rechter gestaltet werden. 
Der Verkehr muß als drittgrößter CO2- 
Emittent seinen Beitrag zur Reduktion 
der CCh-Emissionen leisten. Einem 
bedarfsgerechten und zugleich umwelt- 
verträglichen Verkehrssystem kommt 
somit eine besondere Bedeutung zu. 
Trotz der erwarteten Zuwachsraten im 
Verkehr muß auf dem schwierigen Weg 
zu einer Reduzierung des Kraftstoffver- 
brauches im Straßen- und Luftverkehr 

und damit auch zu einer CCh-Redukti 
vorangekommen werden. Die Schwer' 
punkte liegen daher u. a. im Ausbau 
Schieneninfrastruktur, in der Attrakti 
tätssteigerung beim ÖPNV, im Ausbau 
von Anlagen zur Verkehrsflußsteueru« 
und der Vernetzung der Verkehrsträge' 

WH Keines der bestehenden 
Verkehrssysteme ist in der Lage, die 
wachsenden Kapazitätsengpässe in 
Deutschland wie in Europa im AUe,n ef 
gang zu bewältigen. Jeder Verkehrst!" 
muß weiter ausgebaut werden. 
Es kann nicht darum gehen, nur den 

AH5' 

bau der öffentlichen Verkehrsmittel    ., 
nur Verkehrsberuhigung zu fordern, 
wendig ist auch der Ausbau des Scnj . 
nen-, Straßen-, Wasserstraßen- und l 
Verkehrsnetzes sowie eine Effektiv! täts- 

scn»e'f Steigerung und Integration der y/eTSv'Mf^ 
denen Verkehrssysteme. Die Maßnä ^ 
des Straßenbaus sind innerhalb der 
derquoten zu optimieren. 

lliE     1H Der rasche Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur ist für den Au 

der neuen Bundesländer und für die 
Hauptstadtfunktion Berlins unverzic 

bar. ^ 
Die entscheidende Voraussetzung' 
wirtschaftlichen Aufschwung in?e!Ltf 
neuen Bundesländern und für die     ^ 
nähme der Hauptstadtfunktion in *> ^ 
sind leistungsfähige und umweltger 
Verkehrswege. 

U2=    ^H Die Planung und der ^ 
der notwendigen VerkehrsinfrastruK pj< 
muß wesentlich beschleunigt wer df.^ 
derzeitigen langen Planungs- und      j,. 
migungszeiten sind angesichts des 
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öK.en Verkehrsaufkommens schon aus 
Dpi, °§lschen Gründen nicht länger hin- 
K      bar- 
de ^ ^em Vorbild und den Erfahrungen 
^   erkehrswegeplanungsbeschleuni- 
de 

8.s8esetzes für die neuen Bundeslan- 
ds p.n^ auch in den alten Bundesländern 
ren   

a°ungs- und Genehmigungsverfah- 
aeutlich zu straffen. 

Hjjr^**M Die Schieneninvestitionen 
öj

SSen Vorrang haben. 
H0. 

chieneninfrastruktur muß den 
che  

rnen Marktveränderungen entspre- 
bje    

angepaßt und ausgebaut werden. 
^rs

arteigenen Vorteile der Schiene im 
Hr nenver'cehr und im Massengutver- 
bj^   u* langen Strecken sowie im kom- 
^r?       Verkehr sind weit mehr als bis- 
W . nutzen. Auch für die Schienen- 
ge,.  lst der Bedarf gesetzlich festzule- 

fes •er ^^*B« Die schnelle Realisierung 
\zn

Sten Anwendungsstrecke der 
W,.etschnellbahn Transrapid ist not- 

J»g. 
s'1d a

6r ^'edervereinigung Deutschlands 
^m u^ die Entfernungen innerhalb 
^W 8rößer geworden. Ihre 
S\v  lndung erfordert schnelle und 
b^ freundliche Verkehrsmittel. 

"len f~ narjen s'crl ^'e Einsatzmöglich- 
^ h Ur ^'e neue Technik sehr verbes- 
'^tjj er Transrapid kann bald eine Ent- 

tvel^eS mnerdeutschen Kurzstrecken- 
\ A       

s einleiten. Eine Konkurrenz 
*Hw üsbau des Rad-Schiene-Systems ist 've 

leiden. 

'a^r^^üi Mit der traditionellen 
i  Ko    ^,nanzierung können angesichts 

• ngenien der Wiedervereinigung die 

\\ *d genötigten Verkehrsprojekte 
% p. gig verwirklicht werden. Eine pri- 
Hüt

nanzJerung einzelner Projekte 
et Einkaufen von Zeit. 

Für baureife Maßnahmen, die aus dem 
Haushalt erst später finanziert werden 
könnten, ist die private Finanzierung 
nach dem Konzessionsmodell eine Mög- 
lichkeit, diese Verkehrsprojekte schneller 
zu realisieren. Beim Konzessionsmodell 
zahlt der Staat einen privat vorfinanzier- 
ten und gebauten Verkehrsweg in Raten 
ab. Auch bei dieser Variante sind mittel- 
ständische Unternehmen angemessen zu 
berücksichtigen. 
Je eher ein Projekt verwirklicht wird, 
desto größer ist der volkswirtschaftliche 
Nutzen. Bei besonders aufwendigen und 
teuren Vorhaben wie Tunnel oder Brük- 
ken sollte auch über die Möglichkeit 
einer direkten Mauterhebung nachge- 
dacht werden. 

These 9: Jedem Verkehrsträger müs- 
sen seine tatsächlichen Wegekosten ange- 
lastet werden. 
Eine gerechte Wegekostenanlastung ist 
ein Mittel zum Abbau derzeitiger Wettbe- 
werbsverzerrungen, die insbesondere die 
umweltverträglicheren Verkehrsträger 
benachteiligen. In der Konsequenz wird 
sich der Straßenverkehr verteuern. Dabei 
müssen die Kraftfahrzeug-Steuer, die 
Mineralölsteuer und die Straßenbenut- 
zungsgebühren im Zusammenhang 
betrachtet und den wirklichen Kosten 
gegenübergestellt werden. Eine europäi- 
sche Lösung ist in jedem Fall einer natio- 
nalen Lösung vorzuziehen. 

These 10: Neben dem notwendigen 
Ausbau ist auch durch bessere Organisa- 
tion des Verkehrs eine Vermeidung unnö- 
tigen Verkehrs und eine bessere Ausla- 
stung der verschiedenen Verkehrsträger 
zu erreichen. 
Der Ausbau der Infrastruktur muß durch 
systematische Vernetzung der einzelnen 
Verkehrsträger ergänzt werden, um mit 
marktkonformen Mitteln die umwelt- 
freundlicheren Verkehrsmittel stärker am 
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Bilanzen und Perspektiven 
1989 bis 1991 — drei Jahre nur, 
aber Jahre, in denen sich in 
Deutschland, in Europa und in der 
ganzen Welt mehr verändert hat als 
in Jahrzehnten zuvor. Die einzig- 
artige Fülle herausragender 
geschichtlicher Ereignisse dieser 
allerjüngsten Vergangenheit spie- 
gelt sich in der Chronik „Helmut 
Kohl: Bilanzen und Perspektiven, 
Regierungspolitik 1989 - 1991". 

Hierin sind Regierungserklärungen, 
Beiträge zu Parlamentsdebatten, Vor- 
träge und Interviews zusammengetra- 
gen. Sie geben Aufschluß über die 
Bonner Politik während der dramati- 
schen Monate, in denen die staatliche 
Wiedervereinigung Deutschlands im 
Mittelpunkt stand. Die beiden Bände 
verdeutlichen, wie die nationalen 
Bestrebungen mit internationalen 
Erwartungen, Ansprüchen und 
Absichten in Ost und West in Ein- 
klang gebracht werden konnten. Als 
Herausforderungen der Politik werden 
die Vollendung der inneren Einheit 
und der Fortgang des europäischen 
Einigungsprozesses dargestellt. Auch 
zu diesen vordringlichen Zukunftsauf- 
gaben enthält die Chronik grundle- 
gende Aussagen des Bundeskanzlers. 

Helmut Kohl 
BIIANZEN 
UND 
PERSPEKTIVEN 
KeKieningspolilik IWM'I'II 

Die Chronik kann kostenlos bezöge11 

werden. Postkarte genügt an: 
Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung (BPA)» 
Welckerstr. 11, W-5300 Bonn *• 

Interessenten aus den neuen Bunde 

ländern können sich auch an die 
Außenstelle Berlin des BPA, 
Mohrenstraße 36/37 
O-1080 Berlin wenden. 

Verkehrswachstum teilhaben zu lassen 
und Verlagerungseffekte zu erzielen. Ver- 
bund bedeutet Nutzung der arteigenen 
Vorteile der einzelnen Verkehrsträger und 
ihre Verknüpfung in Transportketten. 
Gerade dafür spielt die Nutzung der 
Informationstechnologie (Telematik) eine 
wichtige Rolle. Eine optimale Wahl des 
Verkehrsmittels und der reibungslose 

Übergang zwischen den Verkehrs""^- 
ist nur möglich, wenn rechtzeitig d'e ^ 
für erforderlichen Informationen zü. us- 
fügung stehen. Wichtig ist auch der 
bau leistungsfähiger Schnittstellen * $ 
Güterverkehrszentren, die Anbinde 
See- und Binnenhäfen sowie die St e. 
rung des kombinierten Verkehrs Sc f 
Straße/ Wasserstraße. 
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^isländische Arbeitnehmer — für 
^e deutsche Wirtschaft unerläßlich 
g^^ndische Mitbürger und Mitbür- 
tft. 'inen sind zu einem festen Bestand- en 
„. Ul>serer Gesellschaft geworden. Sie 
L^hern unser Volk nicht nur auf 
iHj turellem Gebiet, sondern leisten 
fcrh einen wicntigen Beitrag zur 
K Haltung des Industriestandortes 
üeutschland. 

^t!f ökonomischen Vorteile lassen sich 
«  den folgenden Fakten belegen: 
,jj ne ausländische Beschäftigte würde 

putsche Wirtschaft erheblich 
achter dastehen. Rund 1,8 Millionen 
ändische Männer und Frauen arbei- tet 

^ Ende 1990 in den alten Bundeslän- 

Arb  Das sind rund acht Prozent aller 

K. eitnehmer in Westdeutschland. 
ArK   otWer>digkeit ausländischer 
'er ie,ltslcrafte wird durch die Klagen vie- 
L  unternehmen über Fachkräftemangel 
ge ^- Diese Klagen sind Vorboten einer 
S[. pigen Verschiebung in der Alters- 
ejj *tur der deutschen Bevölkerung, die 
/\|t

ns° große Auswirkungen auf den 
Sn* rsaufbau der deutschen Erwerbsper- 
?e»hat. 
SCL 

u,eser Entwicklung zieht das Deut- 
(j e tostitut für Wirtschaftsforschung 

^chluß, daß wir ohne zusätzliche aus- 
ih   lsche Arbeitnehmer nicht auskom- 
A Werden. 
dje 

ieuern- und Sozialabgaben werden 
li^e,t 1988 Zugewanderten 1991 30 Mil- 

*n DM bezahlen. Hinzugerechnet 
fld * n muß ein Zugewinn für die Steuer 

07ialkassen in Höhe von 20 Milliar- 
> der daher rührt, daß die Zuwan 

?*hi 
Ute 

esige Produkte kaufen und die 
% rne^mer zu zusätzlichen Investitio- 
\,rirfUnterni Insgesamt ergibt sich 

ein Gewinn für die Steuer- und 

Sozialkassen in 1991 in Höhe von 50 Mil- 
liarden DM. 
Dem stehen etwa folgende Kosten gegen- 
über: Rund 16 Milliarden DM im Jahre 
1991 für öffentliche Zuwendungen an 
Zuwanderer, z. B. für Sprachkurse und 
Sozialhilfe. Vergleicht man diese beiden 
Posten, so ergibt sich ein Gewinn für die 
öffentlichen Kassen alleine von 34 Milli- 
arden DM für das Jahr 1991. 
Die weit verbreitete Annahme, daß Aus- 
länder deutschen Arbeitnehmern Arbeits- 
plätze „wegnehmen", ist sachlich falsch. 
So belegt eine Studie des arbeitgeberna- 

Von Franz Dormann, 
Hauptgeschäftsführer der 

Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft 

hen Instituts der deutschen Wirtschaft 
(IW) in Köln, daß von 1989 bis Mitte 
1991 rund 1,3 Millionen Übersiedler, 
Aussiedler und Ausländer Arbeitsplätze 
fanden, ohne daß die Chancen deutscher 
Arbeitsloser verschlechtert worden 
wären. 
Eine Untersuchung des Rheinisch-West- 
fälischen Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung (RWI) aus dem Jahr 1992 ergab, 
daß in knapp drei Viertel aller Fälle aus- 
ländische Arbeitnehmer Arbeitsstellen 
besetzen, für die keine deutschen Arbeits- 
kräfte verfügbar waren. Für die Zuwan- 
derer spricht dabei ihre vielfach gute 
Ausbildung als Facharbeiter, ihre hohe 
Bereitschaft zu Mobilität und zur Auf- 
nahme von Tätigkeiten unterhalb ihres 
Qualifikationsniveaus. 
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Die ausländischen Arbeitnehmer sind 
zumeist in Bereichen tätig, in denen deut- 
sche Arbeitnehmer nur noch ungerne 
arbeiten. So waren Ende 1990 in den 
alten Bundesländern 24 Prozent aller 
Beschäftigten in Gießereien Ausländer, 
20 Prozent im Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe, 17 Prozent im Textilverar- 
beitungsgewerbe, 15 Prozent in der 
Kunststoffverarbeitung, 14 Prozent im 
Bergbau und 35 Prozent insgesamt aller 
unter Tage Beschäftigten. 

Als Mitmenschen akzeptieren 

Die bundesdeutsche Wirtschaft würde 
den Abzug aller ausländischen Arbeit- 
nehmer nicht verkraften. Die Müllabfuhr, 
viele Hotels und zahlreiche Gaststätten 
müßten ihre Arbeit umgehend einstellen. 

Die Zuwanderer haben durch den Abbau 
des Facharbeitermangels die Engpässe 
auf dem Arbeitsmarkt verhindert und 
damit neue Beschäftigungsperspektiven 
eröffnet. Nach Angaben des RWI ist die 
Zahl der Arbeitslosen trotz der Zuwande- 

.ooo rung zwischen 1988 und 1991 um 540. 
Personen zurückgegangen. 

Norbert Blüm hat treffend gesagt- 
„ Ohne ausländische Arbeitnehmer 
wäre Deutschland ärmer. Ganze 
Branchen und Wirtschaftszweige 
würden lahmgelegt, wenn unsere 
ausländischen Arbeitskollegen a® 
Land verließen." 

Entscheidend ist deshalb, daß es geIlDJ|. 
ausländische Mitbürger in unsere Ge 
schaft zu integrieren. Zur Erhaltungl   g 
Leistungsfähigkeit gehört zum einen* 
sie gut ausgebildet werden, zum ande 

daß sie von uns als Mitmenschen a*2 v 

tiert werden. 

Die CDA hat eine Studie »And*jL 
dische Mitbürger — ein Gewinn» 
unser Land" veröffentlicht, die 
kostenlos bei der CDA-Hauptge' 
schäftsstelle, Johannes-Albers- 
Allee 3, 5330 Königswinter 1, 
bestellt werden kann. . 

Maastricht-Telefon: 500 Anrufe am Tag 
Über 500 Anrufe verzeichnete das 
gebührenfreie Telefon zum Vertrag 
von Maastricht, das die Vertretung der 
EG-Kommission in Deutschland seit 
dem 3. November anbietet, bereits am 
ersten Tag. Ein Zeichen dafür, wie 
groß der Informationsbedarf zu die- 
sem Thema ist. 

Unter der Nummer 0130/93 93 können 
Interessierte wöchentlich aktualisierte 
Informationen zur Europäischen 
Gemeinschaft kostenlos hören. 

Themen sind vor allem der Maastrich- 
ter Vertrag und die Europäische Wäh- 

rungsunion sowie deren Bedeutung 
für die Menschen in der EG. Das 
Maastricht-Telefon greift Schlagt 
und Begriffe, die die Diskussion um 
Europa mitbestimmen, auf und erla 
tert sie. Entsprechend der Erklärung 
der Staats- und Regierungschefs m 

Birmingham soll durch bürgernahe, 
sachkundige Information das Ver- 
trauen in die Europäische Union 
gestärkt werden. Mit diesem Pr°Je 

erweitert die Vertretung der EG-K-0 

mission in Deutschland ihr Service- 
Angebot für die deutsche öffentlich" 
keit. 
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^iKa: Keine Chance vor dem Kadi 
C nUe ExPansionsPr°Jekt des ZDF, 
(jy "Deutsche Informationskanal" 
p0j. .a)» ist sowohl rechtlich als auch 

't'sch so nicht realisierbar! 

^Dc ^er e'nen Planungsvariante des 
\   »der Beteiligung an einem Deutsch- 
C   Programm des US-amerikanischen 
se 

Chr'chtensenders CNN, müßten die- 
v   Privaten Wettbewerber komplette, 
*je  deutschen Gebührenzahler finan- 

K e Programme wie „Heute" und 
er, .nn direkt" geliefert werden. Damit 
%n   CNN einen rechtswidrigen, mit 
'en r>    nun8sgrunclsätzen unseres dua- 
ren !^

Undfunksystems nicht zu vereinba- 

re 
en Wettbewerbsvorteil. 

der     ernative, zusammen mit der ARD 
*ii Jl ^ultursatellitenprogramm 1 Plus 

lnerri TV-Nachrichtenkanal auszu- 
•st schon mit dem geltenden 

gr^'unkstaatsvertrag, der die Pro- 
Scfj Schwerpunkte von 1 Plus fest- 
K   ei°t, nicht vereinbar. 

Öff   °Cn: De lege ferenda macht ein 
^öi     n"recnt'iches Nachrichtenpro- 
\n^ a'S Alternative zum puren Info- 
Sjn   

tnt privater Anbieter durchaus 
^st     ^0rmation ist essentieller 

ndteil jeglicher Grundversorgung 

und damit auch des Programmauftrags 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks! 
Joseph-Theodor Blank, medienpolitischer 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion: Angesichts der tiefgreifenden 
Struktur- und Finanzkrise von ARD und 
ZDF verbietet sich allerdings eine weitere 
Programmexpansion via „DiKa" von 
selbst. Die Erfüllung des Grundversor- 
gungsauftrags kann nicht darin liegen, 
den Informationsbereich in einen Satelli- 
tenkanal zu verbannen, möglicherweise 
um dann die terrestrisch empfangbaren 
Hauptprogramme erst recht auf seichten 
Unterhaltungskurs trimmen zu können. 
Im Zuge der unumgänglichen ARD- 
Struktrurreform — genannt seien hier nur 
die mittlerweile auch von der SPD befür- 
wortete Zusammenlegung von 1 Plus, 
3 SAT und Arte sowie die Auflösung von 
Kleinstsendern — müssen die öffentlich- 
rechtlichen Hauptprogramme vielmehr 
umfassend und kostenneutral neu struk- 
turiert werden. Ein integriertes Nachrich- 
tenprogramm könnte dann einen wertvol- 
len Beitrag zu jenem unverwechselbaren 
öffentlich-rechtlichen Programmprofil 
leisten, das für das Überleben der Rund- 
funkanstalten im Wettbewerb mit priva- 
ten Anbietern unverzichtbar ist. 

Landesverfassung im Mittelpunkt 
j ,e Diskussion der Thüringer Lan-      die zukünftige Landesverfassung ein- 
^sverfassung steht im Mittelpunkt 
pJT 2. Landesausschußsitzung der 

U{] Thüringen am Samstag, dem 
J; November 1992 in Bad Langen- 
*'za. 

q.   drei Regionalkonferenzen hatten 
ji   Parteimitglieder die Möglichkeit, 

e Anregungen und Vorschläge für 

zubringen. 

In Bad Langensalza wird die endgül- 
tige Vorlage der CDU Thüringen für 
die weitere Verfassungsdiskussion im 
Lande beschlossen, die gleichzeitig 
Grundlage für die CDU-Landtags- 
fraktion zu weiteren Beratungen im 
Landesverfassungsausschuß ist. 
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KONRAD-ADENAUER-STIFTUN£ 

Aus dem Publikationsprogramm der KAS 
Es liegt jetzt vor: 
Heft 4/92 der Zeitschrift zur politi- 
schen Bildung — Eichholz Brief 
Hauptthema: 

Verfassungsdiskussion in 
Deutschland — Grundgesetz, 
Deutsche Einigung und Euro- 
päische Union 
Einige der Themen und Autoren: 
• Die deutsche Einheit und die Ver- 
fassungsreform 
(Wolfgang Schäuble MdB) 
• Erweiterte Verantwortung in der 
Welt (Prof. Eckart Klein, Universität 
Mainz) 
• Europäische Einigung und Grund- 
gesetz (Prof. Rudolf Hrbek, Universi- 
tät Tübingen) 
• Was soll ein reformiertes Grund- 
gesetz leisten? 
(Prof. Rupert Scholz MdB) 
• Der Föderalismus braucht leistungs- 

starke Länder (Staatsminister Edmun 
Stoiber) 
• Braucht das vereinte Deutschland 
eine neue Verfassung? (Prof. Martin 
Kriele, Universität zu Köln) 
• Staatszielbestimmung — Die Verfa5' 
sung als politischer Wunschzettel 
(Prof. Hans H. Klein, Bundesverfas- 
sungsgericht) 
• Soziale Rechte in die Verfassung? 
Die Diskussion um die sozialen 
Staatsziele aus ostdeutscher Sicht 
(Staatsminister Steffen Heitmann, 
Dresden) 

• Plebiszitäre Elemente in der reprä- 
sentativen Demokratie? (Prof. Ulrich 
Karpen, Universität Hamburg) 

Ansichtsexemplare verschickt: 

Konrad-Adenauer-Stiftung, 
Bereich Politische Bildung, 
Postfach 1331, 
5047 Wesseling 

Praktikum für neu eingestellte 
Kreisgeschäf tsf ührer/-innen in Bonn 

In der Woche vom 9. bis 13. Novem- 
ber 1992 fand erstmalig ein Prakti- 
kum für neu eingestellte Kreisge- 
schäftsführer/-innen statt. 

Die Teilnehmer sollten Gelegenheit 
haben, bereits zu Beginn ihrer Tätig- 
keit umfassende Informationen zu 
erhalten. Deshalb wurden neben der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle auch die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und 
die Konrad-Adenauer-Stiftung 
besucht. Neun Kreisgeschäftsführerin- 

nen und Kreisgeschäftsführer haben 
das Angebot genutzt. 
Wichtig war auch das persönliche 
Kennenlernen der Gesprächspartne 
in der CDU-Bundesgeschäftsstelle, 
mit denen man als Kreisgeschäftsfu 

rer häufig zu tun hat. 

Etwas Glück gehörte auch dazu: "* 
Teilnehmer konnten den erst eine 
Woche zuvor eröffneten neuen Plen 

saal unter sachkundiger Führung 
besichtigen. 
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HELMUT KOHL 

WIR GEWINNEN 
MIT EUROPA 

u,   n^satzrede des Parteivorsitzenden 

NKöW 
e||nummer: 3562 

j^llungen an: 

K Versandzentrum 

^Versmold 
v^Pax: (05423) 41521 

Zusammen mit der europa- 
politischen Grundsatzrede 
des Parteivorsitzenden sind 
ab sofort in unserem Ver- 
sandzentrum die folgenden 
Parteitagsbeschlüsse zur 
Europapolitik erhältlich: 

• Harte Währung — 
stark im gemeinsamen Markt 
Bestellnummer: 3563 

• Grenzüberschreitende 
Verbrechensbekämpfung 
Bestellnummer: 3564 

• Asylpolitik 
Bestellnummer: 3565 

• Wie wir uns Europa denken 
Bestellnummer: 3566 

• Gemeinsam Verantwortung 
in Europa und der Welt 
wahrnehmen 
Bestellnummer: 3567 

Die Broschüren enthalten auch die 
jeweiligen Einführungsreden. 

Für alle Broschüren gilt: 
Verpackungseinheit: 25 Expl. 
Preis je Verpackungseinheit: 15,60 DM 

Alle Preise inkl. Versand zuzügl. MwSt. 

äm Die Dokumentation im grünen Teil dieser 
Jes?abe 9'bt es ab sofort auch als Broschüre im IS-Versandzentrum in Versmold. 

' e||nummer: 5554, Verpackungseinheit: 50 Expl., Preis je Einheit: 9,50 DM. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Zur Erinnerung und als Geschenk 
Konrad Adenauer ver- 
starb vor 25 Jahren. Aus 
diesem Anlaß haben wir 
zur Erinnerung an den 
ersten Bundeskanzler 
der Bundesrepublik 
Deutschland eine 
Gedenkmedaille heraus- 
gegeben. 
In Feinsilber 999, Spie- 
gelglanzprägung, 40 mm 
Durchmesser, 
23 Gramm, kostet das 
Exemplar einschließlich 
Etui und Mehrwert- 
steuer 80,— DM. Hinzu 
kommen Porto- und Ver- 
sandkosten. 
Die Medaille ist zum 
Preis von 23,80 DM ein- 
schließlich Etui und 
Mehrwertsteuer (zuzüg- 
lich Porto- und Versand- 

kosten) auch in Bronze- 
Ausführung lieferbar. 
Der Durchmesser 
beträgt bei dieser Ver- 
sion 50 mm. 
Bestellungen bitte über 
die Union Betriebs- 
GmbH oder direkt bei: 

Bonner Werbe-G*,\A. 
Postfach 1505, Kon' 
Adenauer-Haus, 
5300 Bonn 1 
Telefon 
(0228)5307113, 
Telefax 
(0228)5307118 

UNION IN DEUTSCHLAND - Information»- « 
Christlich Demokratischen Union w*"agä*Kf- 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König. " 5*.« 
Ernst-Jörg    Neuper,    Konrad-Adenauer-n    QßV\ 
Bonn, Telefon (02 28) 54 41, Verlag: Unio" 

B°?V; 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 53^    verf 
(0228) 5307-0, Telefax (0228) 5307-1118/1' ^ iß 

37/1992 

°7 
Tel. (02 28) 544-421. Verlagsleltung: ur"'sSe ^ 
Bernd Profittlich. Bankverbindung: sPar?nkont0V 
Konto Nr. 7510183 (BLZ 38050000), P°sXg""^Slj 
Nr. 193795-504 (BLZ 37010050). Abonne <e|iu 
jährlich 52— DM. Einzelpreis 1,50 DM• rf 
WA Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsse 


